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23. 08. 74 


Sachgebiet 78 

Große Anfrage 

der Abgeordneten Bewerunge, Eigen, Kiechle, Dr. Ritz, Susset, Soike, 

Freiherr von Kühlmann-Stumm und der Fraktion der CDU/CSU 

betr. Lage der deutschen Landwirtschaft 


Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Die gegenwärtige Lage der deutschen Landwirtschaft ist ge- 
kennzeichnet durch wachsende Unruhe der in diesem Wirt- 
schaftszweig tätigen Menschen. Demonstrationen von Land- 
wirten im In- und im benachbarten Ausland sollen auf eine 
z. T. verzweifelte Lage hinweisen. Weitreichende und finanz- 
aufwendige Hilfsprogramme einzelner EG-Partnerländer be- 
weisen, daß man dort die Not der Landwirte zu mildern bereit 
ist, gleichzeitig aber wird dadurch die schwierige Situation der 
deutschen Landwirte durch zunehmende innergemeinschaftliche 
Wettbewerbsverzerrungen noch verstärkt. 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Zur gegenwärtigen Einkommens- und Preissituation in der 

deutschen Landwirtschaft 

1. Wie stellt sich die Bundesregierung heute zu den opti- 
mistischen Einkommensprognosen für die Landwirt- 
schaft, die in den ersten Monaten dieses Jahres abge- 
geben worden sind, und mit welchen Gründen kann sie 
Hinweise des Deutschen Bauernverbandes entkräften, 
wonach ein realer Einkommensrückgang für 1974/1975 
über die Einkommens Verschlechterung dieses Jahres 
hinaus zu erwarten ist? 

2. Hält es die Bundesregierung für zweckdienlich, durch 
schönfärberische Broschüren wie „Unsere Landwirt- 
schaft“ die Stellung der Landwirte in der Bundesrepu- 
blik Deutschland im Kampf um eine Einkommensver- 
besserung weiter zu verschlechtern? 

3. Gibt es fundierte Erzeugungs- und Bedarfsschätzungen, 
die für die nächsten Jahre eine Verbesserung der Preise 
der wichtigsten landwirtschaftlichen Erzeugnisse in Aus- 
sicht stellen können? 

11. Zur steuerlichen Belastung der Landwirtschaft 

1. Wie begründet die Bundesregierung das Nichtvorliegen 
der notwendigen statistischen Daten in der Frage der 
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Anhebung der Vorsteuerpauschale um 1 Vo in Anbe- 
tracht der Tatsache, daß schon 1970 erstmals von regie- 
rungsnaher Seite, daß 1972 von Bundesminister Ertl 
und im Bundestagswahlkampf von beiden Regierungs- 
parteien eine solche Anhebung versprochen wurde? 

2. Welchen politischen Rang mißt die Bundesregierung in 
Hinsicht auf die Vorsteueranhebungsdiskussion den Er- 
klärungen von Bundesminister Ertl bei, die Bundes- 
regierung werde dafür Sorge tragen, daß die Landwirt- 
schaft nicht von der Kostenlawine überrollt werde 
(April 1974), und derjenigen des Parlamentarischen 
Staatssekretärs Logemann, die Vorsteuerpauschale habe 
sich als zu niedrig erwiesen (Mai 1974)? 

3. Wie hoch liegt derzeitig die Vorsteuerbelastung der ein- 
zelnen Betriebstypen und hier besonders der „entwick- 
lungsfähigen Betriebe"? 

4. Welche Steuereinsparungen hätten die Landwirte bei 
der von der CDU/CSU-Fraktion geforderten Anhebung 
der Mehrwertsteuerpauschale ab 1. Juli 1974 gehabt? 

5. Mit welchen Argumenten lehnt die Bundesregierung 
eine Senkung der Mehrwertsteuer zur Ankurbelung des 
Verbrauchs bei Fleisch ab, obwohl eine solche Maß- 
nahme von der EG-Kommission für ein angemessenes 
Mittel gehalten wird und obwohl die Stützungen des 
Fleischmarktes zur Zeit Milliardenbeträge im Rahmen 
der EG verursachen? 

6. Wie beurteilt die Bundesregierung die Entscheidung 
einiger Mitgliedsländer, durch Senkung der Mehrwert- 
steuer bei landwirtschaftlichen Betriebsmitteln die Ein- 
kaufspreise für landwirtschaftliche Produktionsmittel 
zu senken? 


IIL Zum EG-Konzept der Bundesregierung im Agrarbereich 

1. Welche derzeitigen Tendenzen und welche politischen 
Initiativen der Bundesregierung weisen über einen 
blinden Pragmatismus im Agrarsektor der EG hinaus, 
und welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung 
hinsichtlich der Agrarbeschlüsse, zu einer besseren 
demokratischen Kontrolle zu kommen? 

2. Welche grundsätzliche Position bezieht die Bundes- 
regierung bezüglich der Übertragung weiterer Kompe- 
tenzen an die EG, die nur einseitig der Ausgestaltung 
des Agrarsektors dienen, ohne daß Fortschritte im Voll- 
zug der Währungs- und Wirtschaftsunion in Sicht sind? 

3. Welche grundsätzlichen Korrekturen an den gültigen 
Marktordnungen über die vorgeschlagenen, mehr tech- 
nischen Aspekte hinaus schweben der Bundesregierung 
vor, und wie sieht sie die weitere Entwicklung beim 
Ausbleiben solcher Korrekturen? 
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4. Welche Konsequenzen hat die Bundesregierung aus 
dem Gutachten des wissenschaftlichen Beirats beim 
Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten „Zur Reform der Agrarpolitik der EG" gezogen? 

5. Wie nimmt die Bundesregierung aus heutiger Sicht zum 
Agrarmemorandum der EG-Kommission von Oktober 
1973 Stellung? 

IV. Zur Problematik der Rechnungseinheit und des Grenzaus- 
gleichs 

1. Welche Alternative sieht die Bundesregierung zur gül- 
tigen Rechnungseinheit der EG, nachdem in jüngster 
Zeit auch von seiten der Bundesregierung negative Er- 
klärungen zur Rechnungseinheit abgegeben wurden? 

2. Wie ließen sich ohne die Rechnungseinheit und den 
entsprechenden Grenzausgleich wenigstens die schärf- 
sten Wettbewerbsverzerrungen durch Änderungen der 
Währungsparitäten verhindern? 

3. Wie sieht die Bundesregierung die zukünftige Entwick- 
lung des Grenzausgleichs besonders unter dem Aspekt, 
daß die abwertenden Länder ihre Agrarpreise national 
angehoben haben bzw. die Absicht haben, die Agrar- 
preise anzuheben? 

V. Zur Wettbewerbslage in der EG 

1. Welche Schritte hat die Bundesregierung und insbe- 
sondere der zuständige Bundesminister Ertl nach dessen 
Forderung nach „einer schonungslosen Klarlegung der 
gegenwärtigen Wettbewerbsunterschiede" in der EG 
unternommen? 

2. Wie werden sich die von anderen EG-Ländern beschlos- 
senen produktionsgebundenen Beihilfen auf den Wett- 
bewerb in der Gemeinschaft auswirken, und gedenkt 
die Bundesregierung ähnliche Maßnahmen zu ergreifen? 

3. Hält die Bundesregierung in Anbetracht der heutigen 
Probleme am Rindfleischmarkt die Fortsetzung der Um- 
stellungsprämie bzw. der Nichtvermarktungsprämie für 
die Umstellung von Milch- auf Fleischerzeugung für 
notwendig, und sieht sie angesichts der beschlossenen 
Aufstallungsprämie in Verbindung mit den Maßnahmen 
zur Förderung der Rindfleischproduktion Gefahren für 
eine strukturelle Fehlentwicklung? 

4. Was hat die Bundesregierung veranlaßt, entgegen dem 
Vorschlag der EG-Kommission auf eine Abgabe von 
verbilligtem Rindfleisch an sozial schwache Bevölke- 
rungskreise zu verzichten? 

5. Welche Marktanteile hatten die deutschen Erzeuger in 
den Jahren 1965, 1969 und 1973 auf den heimischen 
Märkten (Bundesrepublik Deutschland), und wie sind 
die Tendenzen im Jahre 1974 besonders bei 
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— Rindfleisch 
— Schweinefleisch 
— Getreide 
— Eiern 

— Gemüsekonserven? 

6. Bei welchen sonstigen Produkten zeigen sich in den 
genannten Jahren bedeutsame Veränderungen der 
Marktanteile? 

VI. Zur Gemeinschaftsaufgabe Verbesserung der Agrarstruktur 

und des Küstenschutzes 

1. Ist die Bundesregierung bereit, unter Berücksichtigung 
der gegenwärtigen schwierigen Lage der Landwirtschaft 
die Zinsverbilligung im Rahmen der Gemeinschaftsauf- 
gabe um 2 V. H. zu erhöhen, damit nicht die entwick- 
lungsfähigen Betriebe, die viel investiert haben, in Not 
geraten? 

2. Wie hoch ist die Verschuldung der Betriebe 1974, und 
wie hoch ist dadurch die Zinsbelastung; zeigt der Ver- 
gleich mit den vergangenen Jahren eine Verschlechte- 
rung? 


Bonn, den 23. August 1974 


Bewerunge 
Eigen 
Kiechle 
Dr. Ritz 


Susset 

Solke 

Freiherr von Kühlmann- Stumm 
Carstens, Stücklen und Fraktion 


Begründung 

Die deutsche Landwirtschaft hat in dem durch die inflationären 
Entwicklungen der letzten Jahre verschärften Verteilungskampf 
in der Bundesrepublik Deutschland nicht die Möglichkeit, ihre 
Existenz dauerhaft zu sichern. Ohne entsprechende staatliche 
Maßnahmen würde sie trotz hoher Produktivität in ihrer 
Existenz gefährdet. 

Durch die kaum zu überschauende Situation der EG mit einer 
zunehmenden Verzerrung des innergemeinschaftlichen Wett- 
bewerbs werden rationale Entscheidungen im Rahmen der Be- 
triebsführung immer schwerer. Das betriebswirtschaftliche Han- 
deln aber hängt ausschließlich von der Beurteilung der Zukunft 
ab. In diesem Zusammenhang muß die Frage aufgeworfen 
werden, durch welche Maßnahmen die betroffenen Menschen 
das Vertrauen in die Zukunft behalten bzw. wiedergewinnen 
können. Staatliches Eingreifen erscheint unausweichlich not- 
wendig, besonders wenn benachbarte Staaten durch eigene 
Maßnahmen energische Hilfe gewähren und dadurch die Lage 
der deutschen Landwirtschaft zusätzlich verschlechtern. 
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